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Motivation der Studie – theore-
tische Fundierung und empirische
Evidenz
Der Ökonom und Nobelpreisträger Gary
S. Becker (1968) hat mit seiner Arbeit
»Crime and Punishment: An Economic
Approach« einen wichtigen und provo-
kanten Beitrag zu unserem Verständnis
von Kriminalität geleistet. Demnach stellt
Kriminalität ein normales soziales Phä-
nomen dar, dessen vollständige Beseiti-
gung durch den Staat weder möglich ist
noch angestrebt werden sollte. Der Grund
hierfür ist, dass Straftaten zwar einerseits
erhebliche volkswirtschaftliche Kosten
verursachen, die Reduktion von Krimina-
lität aber andererseits nicht zum Nulltarif
zu haben ist, sondern nur mit dem Ein-
satz knapper öffentlicher Ressourcen
– man denke an die Kosten von Polizei,
Justiz und Strafvollzug – erreicht werden
kann. Deshalb müsse es Ziel des Staa-
tes sein, das Kriminalitätsniveau durch
den gezielten Einsatz der ihm zur Verfü-
gung stehenden Einflussmöglichkeiten,
die in der Abschreckungswirkung von
Strafe und Strafverfolgung bestehen, so
zu wählen, dass die Kosten einer zusätz-
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Gemäß der klassischen ökonomischen Theorie der Kriminalität sollte ein Anstieg der erwarteten
Strafe (also des Produktes aus Strafwahrscheinlichkeit und Strafmaß) eine Reduktion der Krimina-
lität bewirken. In der empirischen Analyse gestaltet sich ein Test dieser überschaubar anmutenden
Hypothese als äußerst komplex. »Kriminalität« gliedert sich in eine Vielzahl von Deliktgruppen und
die Operationalisierung von »Strafwahrscheinlichkeit« durchläuft im rechtsstaatlichen System die
Handlungen und Entscheidungen der Institutionen »Polizei«, »Staatsanwaltschaft« und »Gericht« und
variiert in den Zahlen zu Aufklärungs-, Anklage- und Verurteilungsquoten sowie in Entscheidungen
über Geld-, Haft- und Bewährungs- oder Jugendstrafen. Üblicherweise wird in der empirischen
Kriminalitätsforschung nur ein Bruchteil dieser Zusammenhänge gleichzeitig berücksichtigt. Den
Autoren der Studie ist es gelungen, dieses Defizit zu überwinden und eine entsprechend umfas-
sende, mit Bundesländerdaten des Zeitraums 1977–2001 der Polizeilichen Kriminalstatistik und der
Strafverfolgungsstatistik aufgebaute Datenbank (RegKrimDA) zu erstellen. In der vorliegenden Ar-
beit werden die Daten und ihre Nutzbarkeit anhand deskriptiver Darstellungen und einer panelöko-
nometrischen Untersuchung der Wirkung des deutschen Strafverfolgungssystems auf das Aufkom-
men an Kriminalität in den sechs wichtigsten Deliktgruppen vorgestellt. Die Ergebnisse liefern deut-
liche Anzeichen für die Wirksamkeit von Abschreckung und somit eine empirische Bestätigung der
ökonomischen Theorie der Kriminalität. Als wichtigster kriminalitätsreduzierender Faktor erweist
sich die Verurteilungswahrscheinlichkeit von polizeilich ermittelten Tatverdächtigen. Eine konse-
quentere Verurteilung von prinzipiell anklagefähigen Tatverdächtigen, deren Ermittlungsverfahren
in den letzten Jahren immer häufiger von den Staatsanwaltschaften (aus Opportunitätsgründen) ein-
gestellt werden, könnte daher – entgegen der Auffassung weiter Teile der deutschen Kriminologie
– sinnvoll sein. In einem Forschungsausblick wird aufgezeigt, wie die Datenbank unter Nutzung
entsprechender Methoden und Erweiterungen im Rahmen von Kosten-Nutzen-Analysen der deut-
schen Kriminalpolitik eingesetzt werden könnte.
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1 An zahlreichen Stellen des Textes wird auf die aus-
führlicheren Darstellungen in zwei anderen, das glei-
che Thema behandelnden Arbeiten der Autoren
(Spengler 2004 und Entorf und Spengler 2005) ver-
wiesen, die der geneigte Leser bequem und kos-
tenfrei im Internet abrufen kann (URLs siehe Lite-
raturverzeichnis). Für inhaltliche und methodische
Hinweise bedanken wir uns bei Thiess Büttner, San-
dra Schaffner und den Teilnehmern des CES Lunch-
time Seminars an der Universität München – ins-
besondere bei Hans-Werner Sinn. Ferner haben
wir von der Unterstützung durch zahlreiche wissen-
schaftliche Hilfskräfte an der Technischen Univer-
sität Darmstadt und am Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW) profitiert, wofür wir uns
ebenso bedanken möchten, wie für die Bereitstel-
lung von Daten aus der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik durch Franz Rohrer und Hans Fröhlich und
aus der Strafverfolgungsstatistik durch Stefan
Brings und Hans-Albert Conrad. Für finanzielle Un-
terstützung im Rahmen des Projektes »Kosten und
Nutzen von Haft und Haftvermeidung« sei der Volks-
wagenStiftung gedankt.Forschungsergebnisse
lichen Einheit Abschreckung genau dem dadurch erzielten
Nutzen in Form eines verringerten Kriminalitätsaufkommens
entsprechen. Oder in anderen Worten ausgedrückt: Es ist
jenes Kriminalitätsniveau volkswirtschaftlich optimal, bei dem
die Grenzkosten der Abschreckung ihren Grenzerträgen ent-
sprechen.
Was in der Theorie einfach und plausibel klingt, ist in der
praktischen Anwendung hochkomplex, da die Kenntnis der
(volkswirtschaftlichen) Kosten von Straftaten, der Kosten von
Institutionen und Maßnahmen zur Kriminalitätsreduktion und
der Wirkungsmechanismen und -stärken von Strafe und
Strafverfolgung vorausgesetzt wird. Einmal mehr lohnt sich
hier der Blick über den Atlantik, wo die diesbezügliche For-
schung am weitesten fortgeschritten ist und konkrete Kos-
ten-Nutzen-Überlegungen zu Maßnahmen der Krimi-
nalitätsreduktion angestellt werden (können). So errechnet
Levitt (1997) unter Verwendung der Untersuchungen zu
Kriminalitätskosten von Cohen (1988) und Miller, Cohen und
Rossman (1993), dass ein zusätzlicher in einer US-ame-
rikanischen Großstadt eingesetzter Polizeioffizier zu einer
Kriminalitätsreduktion im Gegenwert von mindestens
200 000 US-$ beitragen würde, sich die durch seine Ein-
stellung induzierten Kosten aber lediglich auf 80 000 US-$
belaufen würden. Da hier der Grenzertrag die Grenzkosten
der Abschreckung übersteigt, wäre die Einstellung zusätz-
licher Polizisten sinnvoll.
Für Deutschland liegen solche Studien leider nicht vor, da sich
der Evaluationsgedanke in der von Juristen dominierten deut-
schen Kriminalitätsforschung erst in jüngster Zeit zu etablie-
ren beginnt.2 So sucht man z.B. (fast) vergeblich nach For-
schungsarbeiten, welche die Kosten von Straftaten, insbe-
sondere unter Einbeziehung der immateriellen Opferkosten
(wie sie z.B. in Einbußen der Lebensqualität der Opfer von
Gewaltdelikten bestehen), untersuchen. Die einzige Studie für
Deutschland, die den Versuch unternimmt, auch die imma-
teriellen Kosten der Kriminalität zu berücksichtigen, ist Speng-
ler (2004). Er ermittelt einen volkswirtschaftlichen Schaden
aus Straftaten mit tödlichem Ausgang (ohne Straftaten im
Straßenverkehr) in Höhe von 4,5 bis 10,2 Mrd. € (bzw. 2,5
bis 5,7 Mrd. € ohne Fahrlässigkeitsdelikte).
Auch was die Kosten der Strafverfolgung betrifft, ist die In-
formationslage in Deutschland sehr bescheiden, was nicht
zuletzt an der bis heute vorherrschenden Kameralistik im
Bereich der öffentlichen Hand liegt. So sucht man in offi-
ziellen Quellen vergeblich nach Angaben über die durch-
schnittlichen Kosten eines Polizisten, Staatsanwaltes, Rich-
ters oder gar Haftplatzes. Verfügbar sind lediglich wenig
differenzierte Statistiken über die Ausgaben der öffentlichen
Haushalte nach Aufgabenbereichen, denen z.B. zu entneh-
men ist, dass bundesweit im Jahre 2002 14 Mrd. € für Bun-
desgrenzschutz und Polizei, 7,2 Mrd. € für ordentliche Ge-
richte und Staatsanwaltschaften und 2,3 Mrd. € für Justiz-
vollzugsanstalten verausgabt wurden (siehe Statistisches
Bundesamt 2005). 
Schließlich fehlt es hierzulande an einer stringenten Unter-
suchung der Vielzahl staatlicher Einflussmöglichkeiten auf
das Kriminalitätsaufkommen. Becker (1968) liefert hierfür
das theoretische Gerüst, indem er dem gesellschaftlichen
Kriminalitätsaufkommen ein individuelles, rationales Entschei-
dungskalkül zugrunde legt, wonach eine Person dann eine
Straftat begeht, wenn der ihr daraus resultierende Nutzen
jenen Nutzen übersteigt, der ihr durch die alternative (lega-
le) Verwendung ihrer Zeit und Ressourcen entstünde. Vor-
teile und Nachteile einer Straftat beurteilt der potentielle Straf-
täter anhand der Wahrscheinlichkeit, festgenommen und
verurteilt zu werden, sowie angesichts der Härte einer aus
der Verurteilung resultierenden Strafe. Unter der Prämisse
der Zulässigkeit mikroökonomischer Fundierung aggregier-
ten Entscheidungsverhaltens bedeutet dies, dass die ge-
sellschaftliche Kriminalitätsrate von der durchschnittlichen
Bestrafungswahrscheinlichkeit und Strafhärte abhängig ist
– also von zwei Instrumenten, deren Ausgestaltung weitge-
hend in staatlicher Hand liegt. De facto kann und sollte der
von Becker vereinfacht mit zwei Variablen beschriebene
Strafverfolgungsprozess in empirischen Untersuchungen
unter Ausnutzung des Wissens über die jeweiligen institu-
tionellen Gegebenheiten detaillierter abgebildet werden. In
Deutschland besteht die erste Stufe dieses Prozesses in der
polizeilichen Ermittlungsarbeit, die im Erfolgsfall mit der Auf-
klärung, d.h. der Feststellung eines Tatverdächtigen abge-
schlossen wird. Sodann muss die Staatsanwaltschaft dar-
über entscheiden, ob gegen den Tatverdächtigen Anklage
erhoben oder das Verfahren eingestellt wird. Wird Anklage
erhoben, muss sich der Tatverdächtige vor Gericht verant-
worten, wobei seine Aburteilung zu einem Freispruch oder
einer Verurteilung führen kann. Im Falle der Verurteilung kann
eine Haftstrafe mit oder ohne Bewährung oder eine Geld-
strafe – im Bereich des Jugendgerichtsgesetzes auch Straf-
arrest oder Erziehungsmaßregeln (jedoch keine Geldstrafe)
– verhängt werden. Schließlich ist noch zu beachten, wie
hoch die verhängte Strafe z.B. in Termini der Haftdauer oder
Höhe der Geldstrafe ausfällt.
Im Gegensatz zum angelsächsischen Sprachraum (vgl. Corn-
well und Trumbull 1994; Trumbull 1989 und Wolpin 1978;
1980) hat noch keine empirische Makrostudie für Deutsch-
land den Versuch unternommen, die Stufen des Strafverfol-
gungsprozesses vollständig abzubilden. Zumeist machen die
Untersuchungen sogar ausschließlich von der polizeilichen
Aufklärungsquote Gebrauch (Albrecht 1980; Büttner und
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2 Das Thema »Evaluation« kam zum einen beim Deutschen Jugendgerichts-
tag 2004 zur Geltung (mit »Sparzwang und Kriminalitätsrisiko« als Thema
eines Arbeitskreises), und zum anderen vor allem bei der Jahrestagung
der »Neuen Kriminologischen Gesellschaft (NKG)« (der wichtigsten Verei-
nigung deutscher Kriminologen), deren Konferenz 2005 den Titel »Krimi-
nologie und wissensbasierte Kriminalpolitik – Entwicklungs- und Evalua-
tionsforschung« trägt.Forschungsergebnisse
Spengler 2002; Entorf 1996;  Entorf und Spengler 2000; 2002;
Entorf und Winker 2003). Ausnahmen stellen hier nur die Stu-
dien von Curti (1999) und Pfeiffer und Gelau (2002) dar, die
neben einem Maß für die Bestrafungswahrscheinlichkeit auch
einen Indikator für die Strafhöhe verwenden, jedoch in ande-
rer Hinsicht Schwächen oder eingeschränkte Aussagefähig-
keit aufweisen. So basieren die Zeitreihenanalysen von Cur-
ti lediglich auf 15 Beobachtungspunkten, und Pfeiffer und Ge-
lau untersuchen mit abweichendem Verhalten im Straßenver-
kehr ein Phänomen, das nicht im Bereich der klassischen Kri-
minalität angesiedelt ist. Auch jene Studien, die mit Individual-
daten arbeiten (Dölling 1983; Karstedt 1991; Schumann, Ber-
litz, Guth und Kaulitzki 1987; Schumann und Kaulitzki 1991
und Vilsmeier 1990), verwenden mit der (von den Proban-
den subjektiv empfundenen) Bestrafungswahrscheinlichkeit
und -höhe maximal zwei Strafverfolgungsindikatoren und kön-
nen somit nicht als umfassende Analysen des deutschen
Strafverfolgungssystems angesehen werden. Diese Lücke
soll durch die in diesem Beitrag wiedergegebenen For-
schungsergebnisse geschlossen werden.
Die vorliegende empirische Untersuchung beruht auf ei-
nem bisher noch nicht ausgewerteten, weil von den Au-
toren völlig neu aus Informationen der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik (PKS) und Strafverfolgungssatistik (StVStat) zu-
sammengestellten Datensatz – der »Regionalen Krimina-
litäts- und Strafverfolgungsdatenbank an der TU Darm-
stadt (RegKrimDA)«. Die RegKrimDA ist ein Paneldaten-
satz, der die alten Bundesländer für den Zeitraum von
1977–2001 umfasst und es erlaubt, delikt- und alters-
spezifische Kriminalitätsraten und Strafverfolgungsindi-
katoren zu berechnen. Insbesondere ist es möglich, den
Strafverfolgungsprozess von der polizeilichen Ermittlungs-
arbeit bis zum richterlichen Urteilsspruch abzubilden. Ei-
ne weitere Innovation – auch im internationalen Vergleich
– besteht in der getrennten Betrachtung von Erwachse-
nen, für die das allgemeine Strafrecht (StGB) relevant ist,
und Jugendlichen, deren Aburteilung nach Jugendgerichts-
gesetz (JGG) erfolgt. Für den Bereich des Erwachsenen-
strafrechts stehen der Analyse dann z.B. Aufklärungs-, Ver-
urteilungs-, Inhaftierungs-, Bewährungs- und Geldstrafen-
quoten sowie mit der Länge von Haftstrafen und Anzahl
von Tagessätzen auch Indikatoren der Strafhöhe zur Ver-
fügung, die gemeinsam in Beziehung zum Kriminalitäts-
aufkommen gesetzt werden können. Die Schätzergeb-
nisse liefern deutliche Evidenz für die Wirksamkeit von Ab-
schreckung und damit für die empirische Relevanz der
ökonomischen Kriminalitätstheorie von Becker (1968). Al-
lerdings gilt dies nur für die ersten beiden Stufen des Straf-
verfolgungsprozesses, d.h. für die Wahrscheinlichkeit, von
der Polizei als Täter ermittelt (Aufklärungsquote), und für
die Wahrscheinlichkeit, nach einer Ergreifung verurteilt (Ver-
urteilungsquote) zu werden. Die Art und Höhe der Strafe
haben dagegen eine untergeordnete Bedeutung für das
Kriminalitätsaufkommen. 
Daten und Variablen des Strafverfolgungsprozesses
Um den gesamten Strafverfolgungsprozess umfassend mo-
dellieren, operationalisieren und schließlich in Beziehung zum
Kriminalitätsaufkommen setzen zu können, wird Datenma-
terial aus zwei Quellen der amtlichen Statistik – der Polizei-
lichen Kriminalstatistik (PKS) und der Strafverfolgungssta-
tistik (StVStat) – herangezogen. Die Zusammenführung von
Informationen aus PKS und StVStat resultiert in der »Re-
gionalen Kriminalitäts- und Strafverfolgungsdatenbank an
der TU Darmstadt (RegKrimDA)«, welche die Grundlage für
die nachfolgende empirische Analyse bildet.
Datenquellen und Datenprobleme
Die PKS des Bundeskriminalamtes und der Landeskriminal-
ämter liefert Informationen über das polizeilich registrierte Auf-
kommen von Straftaten, deren Aufklärung sowie die Struktur
der Tatverdächtigen. Die StVStat des Statistischen Bundes-
amtes und der statistischen Landesämter gibt Auskunft über
die Aburteilungs- und Verurteilungspraxis der Gerichte in Be-
zug auf angeklagte Tatverdächtige. Insbesondere geht aus der
StVStat die Art und Höhe der verhängten Strafen hervor. Dies-
bezügliche Informationen wurden für die acht »klassischen«
Kriminalitätskategorien (Mord und Totschlag, Vergewaltigung
und sexuelle Nötigung, Raub, räuberische Erperssung und räu-
berischer Angriff auf Kraftfahrer (nachfolgend vereinfacht als
»Raub« bezeichnet), gefährliche und schwere Körperverlet-
zung, schwerer Diebstahl, einfacher Diebstahl, Betrug, Sach-
beschädigung) jeweils für die alten Bundesländer3 und den
Zeitraum von 1976/77–2001 akquiriert. Als Problem erwies
sich hierbei, dass die zuständigen Ämter die PKS-Daten erst
ab dem Berichtsjahr 1987 und die Daten der StVStat über-
haupt nicht in einem PC-Format bereitstellen konnten. Die Kon-
sequenz bestand darin, dass sämtliche Daten der StVStat
sowie die PKS-Daten der Jahre 1977–1986 unter erheblichem
Zeit- und Personaleinsatz am Fachgebiet für Empirische Wirt-
schaftsforschung und Mikroökonometrie der TU Darmstadt
ausgehend von Papiertabellen in den Computer eingegeben
werden mussten. Erschwerend kam dabei hinzu, dass die oben
genannten Kriminalitätskategorien der Erfassungskonvention
der PKS entsprechen, im Rahmen der StVStat jedoch Para-
graphen des Strafgesetzbuchs das relevante Erfassungskrite-
rium darstellen und deshalb ein PKS-Code aus durchschnitt-
lich fünf StVStat-Codes (bzw. StGB Paragraphen) »nachge-
bildet« werden musste. So ergibt sich ein Gesamtvolumen
der Rohversion der RegKrimDA von ca. 1,4 Mill. Einzelwer-
ten, von denen über 90% per Hand eingegeben wurden.4
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3 Von einer Datenakquisition für die neuen Bundesländer wurde abgese-
hen, da die StVStat dort zum Teil erst spät (Mecklenburg-Vorpommern
(2001), Thüringen (1997)) oder überhaupt nicht (Sachsen-Anhalt) einge-
führt wurde. Die Daten der PKS liegen dagegen (in brauchbarer Qualität)
seit dem Berichtsjahr 1993 für alle neuen Länder vor.
4 Tatsächlich wurden die per Hand einzugebenden Werte zu Kontrollzwe-
cken sogar zweimal eingetippt. So konnten durch einen Vergleich von Erst-
und Zweiteingabe fehlerhafte Eingaben identifiziert und korrigiert werden.Forschungsergebnisse
Prinzipiell ermöglicht die RegKrimDA durch die Zusammen-
führung von PKS und StVStat die Erstellung eines umfas-
senden Indikatorensystems, das von der polizeilichen Er-
mittlungsarbeit bis zum richterlichen Urteilsspruch reicht. In
der praktischen, d.h. empirischen Umsetzung dieses Vor-
habens treten jedoch nicht unerhebliche Schwierigkeiten
auf, die in Spengler (2004) – in Verbindung mit Lösungsan-
sätzen – ausführlich diskutiert werden.5 Die Datenproble-
me betreffend kann insgesamt festgehalten werden, dass
diese zwar teilweise substanziell sind, sich jedoch, sofern
sie nicht ohnehin durch geeignete Approximationen ausge-
räumt werden können, stärker auf rein deskriptive Analy-
sen als auf multivariate Untersuchungen auswirken sollten. 
Strafverfolgungsindikatoren
Im Zuge der Modellierung des Strafverfolgungsprozesses
sollte beachtet werden, dass sich das allgemeine Straf-
recht und das Jugendstrafrecht hinsichtlich der vorgesehe-
nen Sanktionsformen und Eingriffsintensitäten grundsätz-
lich unterscheiden. Diese Tatsache ist vor allem in der In-
tention des Gesetzgebers begründet, bei strafrechtlichen
Entscheidungen gegen Jugendliche immer auch einen er-
zieherischen Gedanken zu verfolgen. So kennt das Jugend-
strafrecht, dessen Grundlage das Jugendgerichtsgesetz
(JGG) ist, mit den Erziehungsmaßregeln und Zuchtmitteln
zwei häufig angewendete Maßnahmeformen, die nicht die
Rechtswirkung einer Strafe besitzen, sondern im ersten Fall
ausschließlich auf die Förderung der Erziehung abstellen und
im zweiten Falle zusätzlich zum Erziehungsaspekt ahnden-
den Charakter besitzen. Des Weiteren sieht das JGG Geld-
strafe nicht als Hauptstrafe vor, und auch als Nebenstrafe
soll die Zahlung eines Geldbetrages nur dann angeordnet
werden, wenn dem Jugendlichen daraus keine Nachteile für
seine künftige Entwicklung (z.B. durch Verschuldung) ent-
stehen. Schließlich sieht das JGG keine Haftstrafe vor, de-
ren Dauer zehn Jahre übersteigt. Diese fundamentalen Un-
terschiede zwischen Jugend- und allgemeinem Strafrecht
legen es nahe, die Wirkung von Strafe auf das Kriminali-
tätsaufkommen nicht in einem einheitlichen Modell zu ana-
lysieren. Es gilt vielmehr, getrennte Systeme von Strafver-
folgungsindikatoren zu entwickeln und diese sodann im Rah-
men getrennter Schätzmodelle in Beziehung zu geeigneten
– d.h. altersspezifischen6 – Kriminalitätshäufigkeiten zu set-
zen. Tabelle 1 enthält einen Überblick über die in der empi-
rischen Analyse verwendeten Indikatorensysteme nach an-
gewendetem Strafrecht bzw. nach Altersgruppen. 
Eines der Indikatorensysteme bezieht sich auf Personen,
für die nur das allgemeine Strafrecht relevant ist. Dabei han-
delt es sich um Erwachsene ab dem 21. Lebensjahr. Für
die Berechnung der Strafverfolgungsindikatoren werden je-
doch nur verurteilte Erwachsene im Alter bis unter 60 Jah-
ren berücksichtigt. Der Grund für dieses Vorgehen ist zum
einen in der Einschränkung der Analysen auf Personen im
»kriminalitätsaktiven« Alter7 und zum anderen in potentiel-
ifo Schnelldienst 16/2005 – 58. Jahrgang
16
Tab. 1 
Strafverfolgungsindikatoren nach angewandtem Strafrecht bzw. Alter der Tatverdächtigen/Verurteilten
Allgemeines Strafrecht/Erwachsene (Personen im Alter von 21 bis unter 60 Jahren)
Aufklärungsquote (= aufgeklärte Fälle insgesamt/registrierte Fälle insgesamt)
Verurteilungsquote (= Verurteilte im Aller vom 21 bis unter 60 Jahren/Tatverdächtige im Alter 21–60 J.)
Inhaftierungsquote (= zu nicht ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 21–60 J./Verurteilte im Alter 21–60 J.)  
Bewährungsquote (= zu ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 21–60 J./Verurteilte im Alter 21– 60 J.)
Geldstrafenquote (= zu Geldstrafe (als schwerste Strafe) Verurteilte im Alter 21–60 J./Verurteilte im Alter 21–60 J.)
Ø Haftlänge von nicht ausgesetzten Haftstrafen von Verurteilten im Alter 21–60 J. (in Monaten)
Ø Anzahl von Tagessätzen bei Geldstrafe (sofern als schwerste Strafe verhängt) von Verurteilten im Alter 21–60 J.
Jugendstrafrecht/Jugendliche (Personen im Alter von 14 bis unter 18 Jahren)
Aufklärungsquote (= s.o.)
Verurteilungsquote (= Verurteilte im Aller vom 14 bis unter 18 Jahren/Tatverdächtige im Alter 14–18J.)
Inhaftierungsquote (= zu nicht ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 14–18 J./Verurteilte im Alter 14–18 J.) 
Bewährungsquote (= zu ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 14–18 J./Verurteilte im Alter 14– 18 J.)
Zuchtmittelquote (= zu Zuchtmitteln (als schwerste Strafe) Verurteilte im Alter 14–18 J./Verurteilte im Alter 14–18 J.) 
Erziehungsmaßregelquote (zu Erziehungsmaßregeln Verurteilte (als schwerste Strafe) / Verurteilte)
Ø Haftlänge von nicht ausgesetzten Haftstrafen von Verurteilten im Alter 14–18 J. (in Monaten)
5 Im Einzelnen bestehen diese Schwierigkeiten in der ausschließlichen Er-
fassung der registrierten Kriminalität in der PKS, der unterschiedlichen Er-
fassung von Tätern in PKS und StVStat, die innerhalb einer Periode meh-
rere verschiedene Straftaten begangen haben, die gleichzeitig verhandelt
werden, dem Auseinanderfallen des Erhebungszeitpunktes in PKS und
StVStat, der »Umdefinition« von Straftaten im Strafverfolgungsprozess, der
fehlenden deliktgruppen- und regionalspezifischen Kompatibilität der
Staatsanwaltschaftsstatistik (StA-Statistik) mit PKS und StVStat, der Um-
stellung der Tatverdächtigenzählung in der PKS und generellen Daten-
qualitätsproblemen.
6 Alterspezifische Kriminalitätsraten sind nicht umittelbar verfügbar, son-
dern müssen approximiert werden. Eine Darstellung des Prozedere kann
Spengler (2004) entnommen werden.
7 2003 waren nur 6,3% der Tatverdächtigen 60 Jahre oder älter. Zum Ver-
gleich: die 21- und 22-Jährigen stellten 6,4% der Tatverdächtigen (vgl. BKA
2004).Forschungsergebnisse
len Verzerrungswirkungen des Zusammenwirkens der nied-
rigen Kriminalitätsneigung älterer Menschen und der voran-
schreitenden Überalterung der deutschen Gesellschaft auf
die abhängigen Variablen (d.h. die Kriminalitätsraten der
nachfolgenden Schätzungen) zu sehen. Das zweite System
ist für Personen im Alter von 14 bis unter 18 Jahren rele-
vant. Diese werden ausschließlich nach Jugendstrafrecht
abgeurteilt.
Sowohl das Indikatorensystem nach allgemeinem Strafrecht
als auch jenes nach Jugendstrafrecht soll den Strafverfol-
gungsprozess möglichst vollständig abdecken. Dieser be-
ginnt in der Regel im Anschluss an die Registrierung einer
Straftat mit der polizeilichen Ermittlungsarbeit, die im Erfolgs-
falle mit der Aufklärung der Straftat endet.8 Der erste Indi-
kator des Strafverfolgungssystems besteht deshalb in der
Aufklärungsquote, welche die Zahl der aufgeklärten in Be-
ziehung zur Zahl der registrierten Straftaten setzt. Bezüg-
lich der Aufklärungsquote ist eine altersspezifische Unter-
scheidung bzw. eine differenzierte Betrachtung nach Ju-
gend- und allgemeinem Strafrecht deshalb noch nicht mög-
lich, weil per Definition für registrierte, aber nicht aufgeklär-
te Straftaten Unkenntnis darüber besteht, von wem diese
verübt wurden. Es wird deshalb vereinfachend angenom-
men, dass die für Jugendliche und Erwachsene relevanten
Aufklärungsquoten gleich hoch sind und der allgemeinen
Aufklärungsquote entsprechen.
Wird eine Straftat polizeilich aufgeklärt, d.h. wird ein Tatver-
dächtiger/werden Tatverdächtige ermittelt, dann ist es Auf-
gabe der Staatsanwaltschaft, den Tatverdacht tatsächlich
und rechtlich zu bewerten und die Abschlussentscheidung
im Ermittlungsverfahren zu treffen. Letztere kann im Wesent-
lichen in einer Einstellung wegen fehlender Verurteilungs-
wahrscheinlichkeit, in Diversion – also in Einstellung aus Op-
portunitätsgründen mit oder ohne Auflage – oder in einer
Anklageerhebung bzw. einem Strafbefehlsantrag bestehen
(Bundesministerium des Inneren und Bundesministerium der
Justiz [BMA und BMJ] 2001, 344, 347). Kommt es zur An-
klage oder zu einem Strafbefehlsantrag, so erfolgt die Ab-
urteilung des Tatverdächtigen durch ein Gericht. Diese kann
in einem Freispruch, einer Verfahrenseinstellung – in die-
sem Zusammenhang wird auch von gerichtlicher Diversion
– oder in einer Verurteilung enden.9 Demnach ist es nahe-
liegend, die Verurteilungsquote als den auf die Aufklärungs-
quote folgenden Indikator heranzuziehen, wobei die Ope-
rationalisierung der Verurteilungsquote aufgrund der Verfüg-
barkeit altersspezifischer Angaben zu Tatverdächtigen in der
PKS und Verurteilten in der StVStat getrennt nach Erwach-
senen und Jugendlichen erfolgen kann (vgl. Tab. 1).10
Auf einer nachfolgenden Ebene können die Indikatorensyste-
me für Erwachsene und Jugendliche mit Maßen für Strafart
und Strafhöhe fortgesetzt werden. Im Erwachsenenstrafrecht
kann, sofern es zu einer Verurteilung kommt, das Urteil des
Richters entweder in einer nicht zur Bewährung ausgesetzten
Freiheitsstrafe, einer Bewährungsstrafe – also einer zur Be-
währung ausgesetzten Freiheitsstrafe – oder in einer Geldstra-
fe bestehen. Die zugehörigen Indikatoren sind die Inhaftie-
rungs-, Bewährungs- und Geldstrafenquote. Auch das Ju-
gendstrafrecht sieht nicht-ausgesetzte und ausgesetzte Frei-
heitsstrafen vor, die im Bereich des JGG jedoch als Jugend-
strafen bezeichnet werden. Geldstrafe ist im JGG nicht vor-
gesehen, dafür existieren mit den Zuchtmitteln11 und Erzie-
hungsmaßregeln12 zwei alternative Maßnahmeformen. Bei ge-
gebener Bestrafungsart wird die Höhe der Strafe schließlich
zum einen durch die Länge der verhängten nicht-ausgesetz-
ten Freiheitsstrafe und zum anderen durch die Anzahl der Ta-
gessätze13 gemessen. Im nachfolgenden Abschnitt werden
die hier entwickelten Strafverfolgungsindikatoren (neben den
anderen an der empirischen Analyse beteiligten Variablen) zu-
nächst deskriptiv dargestellt und sodann im Rahmen multi-
variater Analysen in Beziehung zum Kriminalitätsaufkommen
gesetzt.
Empirische Analyse
Die ökonomische Theorie der Kriminalität beruht auf einem
individuellen Kosten-Nutzen-Kalkül und ist deshalb eine Mi-
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8 »Aufgeklärter« Fall ist die rechtswidrige (Straf-)Tat, die nach dem (krimi-
nal-)polizeilichen Ermittlungsergebnis mindestens ein namentlich bekann-
ter oder auf frischer Tat ergriffener Tatverdächtiger begangen hat (BKA
2004, 12).
9 Weitere – quantitativ unbedeutende – Entscheidungen der Gerichte sol-
len hier unberücksichtigt bleiben.
10 Es bestünde hinsichtlich einer getrennten Erfassung staatsanwaltschaftlicher
und gerichtlicher Verfahrenserledigung auch die Möglichkeit einer sequen-
ziellen Indikatorenbildung, bei der zunächst eine Aburteilungsquote (= Abur-
teilungen/Tatverdächtige) und sodann eine auf Aburteilungen bedingte Ver-
urteilungsquote (= Verurteilungen/Aburteilungen) berechnet wird. Die mit Ab-
urteilungs- und bedingter Verurteilungsquote erzielten Schätzergebnisse lie-
ßen es jedoch angeraten erscheinen, einer direkten Operationalisierung der
Verurteilungsquote als »Verurteilungen/Tatverdächtige« den Vorzug zu geben,
da in fast allen Fällen in denen sich der Koeffizient der direkt berechnete Ver-
urteilungsquote als signifikant erwies, der Koeffizient der Aburteilungsquote
ebenfalls signifikant (und betragsmäßig etwas kleiner als jener der direkten
Verurteilungsquote) und der Koeffizient der bedingten Verurteilungsquote in-
signifikant ausfiel. Eine Erklärung für dieses Muster besteht darin, dass die
Variation der bedingten Verurteilungsquote offensichtlich zu gering ist, um aus-
sagefähige Schätzergebnisse hervorbringen zu können, da zumindest im
Bereich des allgemeinen Strafrechts über sämtliche Länder und den gesam-
ten Beobachtungszeitraum (1977–2001) hinweg konstant hohe Verurteilungs-
quoten in Bezug auf Aburteilungen zu beobachten sind (Spannweite: 80,1
bis 84,5%; vgl. Heinz 2004, 47). Die Schätzergebnisse mit Aburteilungs- und
bedingter Verurteilungsquote sind von den Autoren auf Nachfrage erhältlich.
11 Nach § 13 JGG ahndet der Richter die Straftat mit Zuchtmitteln, wenn
Jugendstrafe nicht geboten ist, dem Jugendlichen aber eindringlich zum
Bewusstsein gebracht werden muss, dass er für das von ihm begange-
ne Unrecht einzustehen hat. Zuchtmittel sind 1. die Verwarnung, 2. die
Erteilung von Auflagen, 3. der Jugendarrest. Zuchtmittel haben nicht die
Rechtswirkungen einer Strafe. Die Straftat eines Jugendlichen wird mit
Zuchtmitteln oder mit Jugendstrafe geahndet, wenn Erziehungsmaßre-
geln nicht ausreichen.
12 Nach § 9 JGG sind Erziehungsmaßregeln 1. die Erteilung von Weisungen
und 2. die Anordnung, Hilfe zur Erziehung im Sinne des § 12 JGG in An-
spruch zu nehmen.
13 Die Höhe einer Geldstrafe in Euro berechnet sich aus dem Produkt von
Anzahl der Tagessätze und Höhe des Tagessatzes. Dabei korrespondiert
die Anzahl der Tagessätze mit der Schwere der Straftat und die Höhe des
Tagessatzes orientiert sich an den persönlichen Einkommensverhältnis-
sen des Verurteilten.Forschungsergebnisse
krotheorie. Betrachtet man jedoch die empirischen Abschre-
ckungsstudien von Ökonomen, so stellt man fest, dass die
große Mehrheit der Untersuchungen mit aggregierten Daten
arbeitet. Ausnahmen sind die Studien von Trumbull (1989),
Viscusi (1986a; 1986b) und Witte (1980), die auf Befragungs-
daten beruhen und den Zusammenhang zwischen selbst-
berichteter Delinquenz und individueller Einschätzung der Be-
strafungswahrscheinlichkeit und Strafhöhe untersuchen. Wit-
te (1980) erklärt die geringe Anzahl von Individualstudien da-
mit, dass geeignete Individualdatensätze in der Regel nicht
zur Verfügung stünden. Dennoch besitzen aggregierte Unter-
suchungen durchaus ihre Berechtigung, wenn davon aus-
gegangen werden kann, dass Aggregatdaten tatsächlich
Schlüsse auf individuelles Verhalten zulassen. Dies ist der Fall,
wenn Strafverfolgungsintensitäten und deren Variation über
Raum, Zeit und Delikt von Individuen im Durchschnitt richtig
wahrgenommen werden.14 Überdies sind auch Mikrostudien
mit Problemen behaftet. Die Ergebnisse der Studien von Trum-
bull (1989) und Witte (1980) haben z.B. den Nachteil einer
beschränkten Aussagekraft, da sie ausschließlich auf Daten
von ehemaligen Strafgefangenen beruhen.
Nicht selektierte bzw. repräsentative Befra-
gungsstudien müssten jedoch sehr umfang-
reich sein, um zu gewährleisten, dass eine
hinreichend große Anzahl von Straftätern in
der Stichprobe enthalten ist, was wiederum
hohe Projektkosten impliziert. Diese Proble-
matik ist insbesondere im Hinblick auf ver-
gleichsweise seltene Delikte relevant. Weite-
re Probleme von Befragungsstudien werden
von Dölling (1990) diskutiert und bestehen
u.a. in der Verlässlichkeit der Angaben, die
Probanden hinsichtlich ihres eigenen Delin-
quenzverhaltens machen, in möglichen durch
die Interviewsituation produzierten Fehlein-
schätzungen des Strafrisikos und etwaigen
Simultanitätsbeziehungen zwischen berich-
teter Delinquenz und Strafeinschätzung. Die-
se Probleme können auch durch eine Opti-
mierung der Befragungstechniken nicht voll-
ständig ausgeräumt werden.
In Ermangelung von Individualdaten nutzt un-
sere empirische Analyse die Variation der Kri-
minalität und der Strafverfolgungspraxis im
Zeitraum 1977–2001 in und zwischen den al-
ten Bundesländern (ohne Berlin), um die Gültigkeit der Ab-
schreckungshypothese der ökonomischen Kriminalitätstheo-
rie für die Bundesrepublik Deutschland zu überprüfen. Bun-
desländerdaten sind für dieses Vorhaben deshalb geeignet,
weil das deutsche Strafverfolgungssystem im Wesentlichen
auf der Ebene dieser Gebietskörperschaften verankert ist und
möglicherweise auch deshalb – trotz der Existenz bundes-
einheitlicher Strafgesetze – die in der anschließenden deskrip-
tiven Analyse aufzuzeigenden regionalen Besonderheiten ent-
wickelt hat. Auf die deskriptiven Darstellungen folgt sodann
eine Zusammenstellung von Schätzergebnissen, die mit mul-
tivariaten Analysemethoden erzielt wurden.
Deskriptive Analyse des Kriminalitätsaufkommens und
der Strafverfolgungsintensität im langfristigen Bundes-
ländervergleich
Eine Identifikation von Abschreckungseffekten mittels mul-
tivariater Analysemethoden ist nur dann möglich, wenn so-
wohl die zu erklärenden als auch die erklärenden Variablen




14 Die in Entorf, Meyer und Möbert (2005) dokumentier-
ten Auswertungen von Individualdaten des Darmstäd-
ter Projektes »Kosten und Nutzen von Haft und Haft-
vermeidung« zeigen, dass dies durchaus der Fall sein
kann. Es wird sowohl für eine Stichprobe von Straftä-
tern als auch für eine zufällige Bevölkerungsstichpro-
be nachgewiesen, dass die Probanden realitätsnahe
Einschätzungen von regionalen Unterschieden (also
z.B. von Bayern im Vergleich zu Schleswig-Holstein)
hinsichtlich der Bestrafungswahrscheinlichkeiten und
Strafhöhen besitzen.Forschungsergebnisse
eine hinreichend starke Variation aufweisen.
Ob diese Grundvoraussetzung erfüllt ist, kann
den folgenden Abbildungen entnommen
werden. In den Abbildungen 1a und 1b wird
exemplarisch für die abhängigen Variablen
die Variation des schweren Diebstahls über
die Bundesländer und den gesamten Be-
obachtungszeitraum hinweg graphisch dar-
gestellt. Dabei beschreibt Abbildung 1a die
Kriminalitätsrate von Erwachsenen und Ab-
bildung 1b jene von Jugendlichen. 
Die Abbildungen lassen weitgehend überein-
stimmende zeitliche Entwicklungen erken-
nen – ein Ansteigen der schweren Diebstäh-
le bis Anfang der 1990er-Jahre und danach
wieder ein Absinken in Richtung des Aus-
gangsniveaus – und gleichen sich ebenfalls
hinsichtlich der relativen Position der Bun-
desländer. Es lassen sich drei Gruppen von Ländern iden-
tifizieren. Eine Gruppe mit Baden-Württemberg, Bayern,
Rheinland-Pfalz und dem Saarland, die eine im Vergleich
zum Bund15 unterdurchschnittliche Kriminalitätsbelastung
aufweist. Eine zweite Gruppe mit den übrigen Flächenstaa-
ten (Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein), die über dem Bundesdurchschnitt liegt,
und schließlich die Gruppe der Stadtstaaten (Bremen, Ham-
burg) mit Diebstahlsraten, die um ein Vielfaches über de-
nen der Flächenstaaten liegen. Graphiken für sieben weite-
re Kriminalitätskategorien können Spengler (2004, 236 f.)
entnommen werden.16
Dass nicht nur das Kriminalitätsaufkommen, sondern auch
die Strafverfolgung eine erhebliche Variation über die Zeit
und Bundesländer hinweg aufweist, belegen die Abbildun-
gen 2, 3a und 3b, in denen jedoch aus Gründen der Über-
sichtlichkeit mit Bayern, Bremen und Schleswig-Holstein
(und dem Bund als Referenz) jeweils nur ein Vertreter aus
den drei in Abbildungen 1a und 1b identifizierten Länder-
gruppen dargestellt wird. Wie im Falle der erklärenden
Variablen erfolgt in den nachstehenden Abbildungen eine
Konzentration auf schweren Diebstahl. Graphische Dar-
stellungen für die anderen Deliktgruppen unter Einbezie-
hung aller Bundesländer können Spengler (2004, 239 ff.)
entnommen werden.
Während Abbildung 2 die Aufklärungsquote, die – wie oben
ausgeführt – nicht für Erwachsene und Jugendliche ge-
trennt dargestellt werden kann, wiedergibt, können die im
Strafverfolgungsprozess nachgeordneten Indikatoren nach
Altersgruppen unterschieden werden. In Abbildung 3a wird
das Indikatorensystem für Erwachsene und in Abbildung
3b jenes für Jugendliche dargestellt. Abbildung 2 zeigt,
dass Bayern im Ländervergleich – bei allgemein niedri-
gem Niveau – die höchste Aufklärungsquote besitzt, die
auch weit über dem Bundesdurchschnitt liegt. Die Quote
in Schleswig-Holstein stimmt über den Beobachtungszeit-
raum hinweg weitgehend mit dem Bundesdurchschnitt
überein, und jene in Bremen liegt stets darunter.17 Die Evi-
denz für schweren Diebstahl setzt sich (bei allerdings sehr
unterschiedlichen Niveaus) auch für die meisten anderen
Straftaten fort (vgl. Spengler 2004, 239). Bayern besitzt
stets überdurchschnittliche und Bremen und Hamburg mit
wenigen Ausnahmen stark unterdurchschnittliche Aufklä-
rungsquoten. Insgesamt lässt sich eine erhebliche Spann-
weite der Aufklärungsquoten über die Länder hinweg fest-
stellen, die bei Raub (mit in manchen Jahren bis zu 30
Prozentpunkten) am höchsten ausfällt. Bei einigen Straf-
taten zeigt die Aufklärungsquote auch deutliche Variatio-
nen über die Zeit. So ist im Falle des schweren Diebstahls
und Betrugs ein kontinuierlicher Rückgang und bei Verge-
waltigung seit Anfang der 1990er-Jahre ein deutlicher An-
stieg (jeweils gemessen an der Bundesentwicklung der
Quoten) zu verzeichnen.
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Abb. 2
15 Alte Länder ohne Berlin.
16 Wenngleich die Anordnung der Bundesländer im Falle der übrigen Straf-
taten nicht so systematisch ist wie bei schwerem Diebstahl, so sind doch
stets die höchsten Kriminalitätsraten in den Stadtstaaten und die nied-
rigsten Kriminalitätsbelastungen (mit wenigen Ausnahmen) in den süd-
und südwestdeutschen Bundesländern zu beobachten. Bezüglich der
zeitlichen Entwicklung ergeben sich für die einzelnen Deliktgruppen un-
terschiedliche Befunde. Während für die Schwerstkriminalität (Mord und
Totschlag, Vergewaltigung) über den Beobachtungszeitraum ein fast kons-
tantes Aufkommen (mit leichten Anstiegen im Bereich der Jugendlichen)
vorliegt, ist bei Raub sowie schwerer und gefährlicher Körperverletzung
(insbesondere von Jugendlichen) eine starke Zunahme ab Mitte der
1980er/Anfang der 1990er-Jahre zu verzeichnen. Für einfachen Diebstahl
liegt in etwa die gleiche zeitliche Entwicklung vor wie für schweren Dieb-
stahl; Betrug und Sachbeschädigung sind für beide Altersgruppen ten-
denziell angestiegen.
17 Dass die Aufklärung von schweren Diebstählen in Bremen so niedrig ist
(zuletzt deutlich unter 10%), muss dabei nicht zwingend in der schlech-
teren Leistungsfähigkeit der Bremer Polizei begründet sein, sondern kann
seine Ursache auch in der erschwerten Aufklärungsarbeit im urbanen Um-
feld haben.Forschungsergebnisse
Für die Verurteilungsquote kann eine differenzierte Betrach-
tung nach allgemeinem Strafrecht und Jugendstrafrecht
durchgeführt werden. Während für die Verurteilungsquote
nach allgemeinem Strafrecht (vgl. Abb. 3a) seit 1987 kein
bedeutender Unterschied mehr zwischen den drei exempla-
risch betrachteten Bundesländern beobachtet werden kann,
zeigt sich Bayern im Falle jugendlicher Straftäter (vgl. Abb.3b)
spätestens seit Mitte der 1980er-Jahre als eindeutig »ver-
urteilungsfreudigstes« Bundesland. So beträgt die Diffe-
renz der Verurteilungsquoten zwischen Bayern und Schles-
wig-Holstein am aktuellen Rand ca. 20 Prozentpunkte. Hier-
in äußert sich möglicherweise eine von Bayerischen Staats-
anwaltschaften und Gerichten vertretene Einschätzung, wo-
nach man sich gemäß der Devise »wehret den Anfängen«
insbesondere von einer formellen Sanktionierung junger
Straftäter einen spezial- und generalpräventiven Effekt er-
hofft. Diese Hypothese wird auch dadurch gestützt, dass
der deutliche Bundestrend in Richtung fallender Verurtei-
lungsquoten bzw. verstärkter Diversion, der für alle Alters-
gruppen, insbesondere aber für Jugendliche,
vorliegt, von Bayern nicht nachvollzogen
wird. Vergleicht man den Anfang mit dem En-
de des Beobachtungszeitraums, so zeigt
sich in Bayern für beide Altersgruppen eine
weitgehend konstante Verurteilungshäufig-
keit. Für Schleswig-Holstein ergibt sich ein
ganz anderes Bild. Hier kann man zu Beginn
der Beobachtungsperiode hohe – sogar über
Bayern angesiedelte – Verurteilungsquoten
beobachten, die dann aber im Zeitverlauf
stark abgesunken sind und sich inzwischen
teilweise unter der traditionell niedrigen Bre-
mer Quote bewegen. Die ausführlichen Dar-
stellungen in Spengler (2004, 240, 246) für
alle Straftaten und Bundesländer offenbaren
ein ähnliches Bild wie für schweren Diebstahl
im Dreiländerfall. Für Erwachsene ergibt sich
über die Straftaten hinweg ein eher diffuses
Bild, das keine klaren Ländermuster erken-
nen lässt. Eine Ausnahme stellt Baden-Würt-
temberg dar, dessen Verurteilungsquoten
sich für fast alle Deliktgruppen im oberen Be-
reich bewegen. Was jedoch den Bereich des
Jugendstrafrechts angeht, kann ähnlich wie
beim Kriminalitätsaufkommen ein gewisses
Nord-Süd-Gefälle mit höheren Quoten der
südlichen und südwestlichen Länder be-
obachtet werden.
Betrachtet man die Indikatoren der Strafart
und -härte nach allgemeinem Strafrecht (vgl.
Abb. 3a), so wird deutlich, dass Bayern im
Vergleich zu Schleswig-Holstein über den ge-
samten Beobachtungszeitraum hinweg här-
tere Strafen für schweren Diebstahl verhängt
hat. Das bedeutet, dass häufiger von nicht-ausgesetzten Frei-
heitsstrafen und seltener von Geldstrafen Gebrauch gemacht
wurde. Bei zuletzt annähernd gleicher Bewährungsquote be-
laufen sich diese Unterschiede auf jeweils ca. 10 Prozent-
punkte. Interessant ist, dass Bremen inzwischen eine mit Bay-
ern fast identische Verteilung der Strafarten aufweist. Dies
kann jedoch im Zusammenwirken mit der niedrigen Verurtei-
lungsquote daran liegen, dass in Bremen überwiegend un-
verbesserliche Straftäter mit äußerst ungünstiger Legalprog-
nose verurteilt werden, diese dann aber auch relativ harte
Strafen erhalten. Betrachtet man die Strafhärte am Beispiel
der mittleren Länge der verhängten Freiheitsstrafen, dann liegt
auch hier Bayern weit – zuletzt um ca. sechs Monate – über
Schleswig-Holstein (und Bremen). Bei der Anzahl der Tages-
sätze ergibt sich allerdings kein klares Muster. Den gesam-
ten Strafverfolgungsprozess im Bereich des allgemeinen Straf-
rechts betrachtend, ist jedoch festzustellen, dass Bayern ein
überdurchschnittlich strenges und insbesondere im Vergleich
zu Schleswig-Holstein und Bremen repressiveres Strafverfol-
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Abb. 3aForschungsergebnisse
gungssystem besitzt. Abbildung 3b ist zu entnehmen, dass
sich diese Aussage auch auf den Bereich des Jugendstraf-
rechts übertragen lässt. 
Als Fazit dieser deskriptiven Betrachtung kann festgehalten
werden, dass Strafverfolgungsindikatoren sowohl über die
Bundesländer als auch über den Beobachtungszeitraum hin-
weg eine beachtliche Variation aufweisen. Dass diese in ei-
ner gewissen Übereinstimmung mit den Kriminalitätshäufig-
keiten steht, ist eine interessante Beobachtung, die jedoch
aufgrund ihres rein deskriptiven Charakters nicht als Kausa-
lität gewertet werden darf. Hierzu bedarf es multivariater Ana-
lysen, deren Ergebnisse wir nachfolgend darstellen.
Panelökonometrische Analyse 
Im Rahmen der multivariaten Analysen werden Regressio-
nen der Kriminalitätsrate auf sämtliche zuvor dargestellten
Strafverfolgungsindikatoren und einige zusätzliche erklären-
de Variablen (reales Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf, Arbeitslosenquote und Ausländeran-
teil), welche die legalen und illegalen Einkom-
mensmöglichkeiten abbilden (zur theoreti-
schen Fundierung dieser Variablen vgl. Ehr-
lich 1973), durchgeführt. Es wurden getrenn-
te Regressionen für sechs Kriminalitätska-
tegorien, differenziert nach zwei Altersgrup-
pen bzw. allgemeinem Strafrecht und Ju-
gendstrafrecht, geschätzt. Die Panelstruktur
des Datensatzes – es werden zehn Bundes-
länder über einen Zeitraum von 25 Jahren
beobachtet – erlaubt es, (zeitkonstante) un-
beobachtete Heterogenität der Bundeslän-
der zu kontrollieren, die z.B. in der Grundein-
stellung der Landesbevölkerung zu illegalem
Handeln oder in nicht vollständig durch die
genutzten Strafverfolgungsindikatoren er-
fassten Besonderheiten der Strafverfolgungs-
systeme der Länder, also insbesondere in
unterschiedlichen Niveaus der Dunkelziffern,
bestehen könnte. Schätztechnisch erfolgt die
Kontrolle unbeobachteter Heterogenität zum
einen im Rahmen eines Fixed-Effects Mo-
dells (also mit länderspezifischen Konstan-
ten als zusätzlichen Regressoren) und zum
anderen mittels eines Schätzmodells, in das
sämtliche Variablen in ersten zeitlichen Dif-
ferenzen einfließen. Das Fixed-Effects Modell
kommt in zwei Varianten zur Anwendung. In
der ersten Variante gehen die erklärenden
Variablen in ihren kontemporären Ausprägun-
gen, in der zweiten Variante mit ihren um ei-
ne Periode verzögerten Ausprägungen in die
Schätzungen ein. Hinter diesem Vorgehen
verbirgt sich die Unkenntnis darüber, wie
schnell Veränderungen des Strafverfolgungssystems und
sonstiger Variablen von der Bevölkerung bzw. den poten-
tiellen Straftätern wahrgenommen und damit entscheidungs-
relevant werden.
Ein bedeutender Aspekt, der im Rahmen moderner ökono-
metrischer Abschreckungsanalysen unbedingt Beachtung
finden sollte, ist die potentielle Simultanität zwischen der
Kriminalitätsrate und der Aufklärungsquote. Muss davon
ausgegangen werden, dass nicht nur die Aufklärungsquo-
te das Kriminalitätsaufkommen beeinflusst (diese Kausali-
tät wird von Beckers Theorie impliziert), sondern auch ein
Einfluss in umgekehrter Richtung besteht, dann führen
Schätzungen, die diese Simultanität nicht berücksichtigen,
zu verzerrten Ergebnissen. Es sind verschiedene Gründe
für die Simultanität von Kriminalitätsaufkommen und Auf-
klärung denkbar. Die Höhe der Aufklärungsquote kann z.B.
durch eine Überlastung der Polizei infolge eines unerwar-
teten Anstiegs der Kriminalität zustande kommen (»Stau-
effekt«). Durch die Überlastung der Polizeikapazitäten wird




die Aufklärungsquote bei konstanter absoluter Anzahl der
aufgeklärten Fälle sinken. Da gleichzeitig die Kriminalitäts-
rate steigt, würde im Rahmen ökonometrischer Untersu-
chungen der negative Zusammenhang zwischen Aufklä-
rungsquote und Kriminalitätsaufkommen überschätzt. Der
Überschätzung der Abschreckungswirkung durch den Stau-
effekt kann eine potentielle Unterschätzung gegenüber-
stehen, die bei so genannten »Kontrolldelikten« – also bei
Delikten, deren Registrierung sehr häufig mit einer gleich-
zeitigen Aufklärung des betreffenden Falles einhergeht –,
relevant ist. Beispielsweise besteht der einfache Diebstahl
in Deutschland im Bundesdurchschnitt zu über einem Drit-
tel aus Ladendiebstählen (BKA 2004). Registrierte Laden-
diebstähle gehen aber in der Regel damit einher, dass ein
Täter auf frischer Tat ertappt und somit der Fall sogleich auf-
geklärt wird. Wenn nun ceteris paribus die Anzahl der re-
gistrierten Ladendiebstähle zunimmt (abnimmt), dann
wächst (sinkt) die einfache Diebstahlsrate bei gleichzeitig
zunehmender (abnehmender) spezifischer Aufklärungsquo-
te. Diese positive Scheinkorrelation zwischen Kriminalitäts-
rate und Aufklärungsquote kann dazu führen, dass ein tat-
sächlich existierender Abschreckungseffekt in ökonome-
trischen Untersuchungen nicht nur unterschätzt wird, son-
dern möglicherweise überhaupt nicht mehr nachweisbar ist
oder sich gar ins Gegenteil verkehrt. Vor diesem Hintergrund
wurde in unseren Schätzungen von einem Instrumentva-
riablenansatz Gebrauch gemacht, der etwaige Simultani-
tätsbeziehungen zwischen Kriminalitätsrate und Aufklä-
rungsquote aufdeckt und ggf. neutralisiert.
Es wurden insgesamt 6 (Deliktgruppen) x 2 (Altersgruppen)
x 3 (Schätzmodelle) = 36 Regressionen durchgeführt, de-
ren Ergebnisse vereinfacht in Tabelle 2 dargestellt werden
(eine ausführliche Darstellung der Schätzergebnisse findet
sich in Entorf und Spengler 2005). Dabei werden die sechs
Deliktgruppen zu zwei übergeordneten Kategorien zusam-
mengefasst: Mord und Totschlag, Vergewaltigung und se-
xuelle Nötigung und schwere und gefährliche Körperverlet-
zung sind unter »Straftaten gegen das Leben, die sexuelle
Selbstbestimmung und die körperliche Unversehrtheit« kurz
»Gewaltdelikten« subsumiert, und Raub und räuberische Er-
pressung, schwerer Diebstahl und einfacher Diebstahl wer-
den zu »Eigentumsdelikten« zusammengefasst.18 Die fett
gedruckten Zahlen der Tabelle markieren die robusten Er-
gebnisse unserer Analyse, wobei das Robustheitskriterium
darin besteht, dass mindestens 50% der Schätzergebnis-
se für einen Strafverfolgungsindikator innerhalb einer Kate-
gorie entweder im Sinne oder entgegen der Vorhersage der
Abschreckungshypothese signifikant sind. So ergaben 88%
der Schätzungen für Eigentumsdelikte im Bereich des allge-
meinen Strafrechtes signifikante Effekte für die Aufklärungs-
quote, die in Übereinstimmung mit der ökonomischen Kri-
minalitätstheorie negativ sind. Gleichzeitig wurden keine (un-
erwarteten) signifikant positiven Schätzkoeffizienten ermit-
telt. Für Jugendliche stellen sich 55% der Koeffizienten als
mit der Theorie vereinbar heraus, und 11% widersprechen
ihr. Während von der Aufklärungswahrscheinlichkeit im Be-
reich der Eigentumsdelikte (insbesondere für Erwachsene)
eine bedeutende Abschreckungswirkung ausgeht, ist dies
für Gewaltdelikte nicht nachzuweisen, was darin begründet
sein kann, dass Gewaltdelikte – nicht zuletzt aufgrund der
häufigen unmittelbaren Interaktion und/oder Bekanntschaft
von Täter und Opfer – ohnehin vergleichsweise häufig auf-
geklärt werden (Aufklärungsquoten in Höhe von 94% bei
Mord & Totschlag, 69% bei Vergewaltigung & sexueller Nö-
tigung und 84% bei schwerer & gefährlicher Körperverlet-
zung stehen Quoten von 49% bei Raub, 47% bei einfachem
und 16% bei schwerem Diebstahl gegenüber, vgl. Speng-
ler 2004, 54 f.). 
Im Gegensatz zur Aufklärungsquote erweist sich die Verur-
teilungsquote auch im Falle der Gewaltdelikte als abschre-
ckungswirksam. Am eindeutigsten sind die Effekte mit 77%
theoriekonformen Koeffizienten bei keinem Widerspruch er-
neut für Eigentumsdelikte im Bereich des allgemeinen Straf-
rechts. Für die nachgelagerten Stufen des Strafverfolgungs-
prozesses können indes keine robusten Abschreckungsef-
fekte festgestellt werden.
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass insbe-
sondere von den ersten beiden Stufen des Strafverfolgungs-
prozesses eine abschreckende Wirkung auf potentielle Straf-
täter ausgeht, die für Eigentumsdelikte stärker als für Ge-
waltkriminalität und für Erwachsene stärker als für Jugend-
liche ausfällt. Hiermit wird zwar die vorherrschende Meinung
deutscher Kriminologen, wonach Sanktionen an sich eher
unwirksam und austauschbar seien, gestützt, jedoch wird
die allgemein als gültig erachtete Hypothese, dass »die Ab-
schreckungswirkungen (negative Generalprävention) von
Androhung, Verhängung oder Vollzug von Strafen auf die
Allgemeinheit eher gering [sind]« (BMA und BMJ 2001, 380)
in dieser undifferenzierten Form verworfen. 
Tabelle 2 beleuchtet lediglich Signifikanzen, nicht aber Ef-
fektstärken. Es sind aber gerade letztere, die für Kosten-
Nutzen-Analysen und damit für eine effiziente Kriminalpoli-
tik besondere Relevanz besitzen. Legt man den mittleren
Abschreckungseffekt der Modelle zugrunde, dann ergeben
sich die in Tabelle 3 dargestellten Schadensreduktionen in
Folge einer globalen Verschärfung der Strafverfolgung um
10 Prozentpunkte. Für diese Berechnungen wurden die sich
aus den Schadensangaben des BKA (2004) ergebenden
Schadenshöhen pro Fall von 470 € für einfachen und 1 400€
für schweren Diebstahl zugrunde gelegt. Für die Quantifizie-
rung von Mord und Totschlag diente die von Spengler (2004)
ermittelte Untergrenze von 2,25 Mill. € und – in Ermange-
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18 Den Autoren ist bewusst, dass Raub nach strafrechtlicher Definition ein
Gewaltdelikt ist. Da bei diesem Delikt jedoch die Einkommenserzielung klar
im Vordergrund steht, wird es hier den Eigentumsdelikten zugerechnet.Forschungsergebnisse
lung von Angaben für Deutschland – wurden für Vergewal-
tigung und sexuelle Nötigung, schwere und gefährliche Kör-
perverletzung und Raub die diesbezüglichen (inflationsan-
gepassten) Angaben in Miller, Cohen und Wiersema (1996)
für die USA in Höhe von 92 000, 10 000 und 8 500 € an-
gesetzt. 
Demnach wäre durch die permanente Erhöhung der unter-
suchten Strafverfolgungsindikatoren um 10 Prozentpunkte
eine jährliche Gesamtschadensreduktion in den untersuch-
ten Bundesländern von 850 Mill. € im Bereich der untersuch-
ten Straftaten zu erreichen. (Zum Vergleich sei angemerkt,
dass dieser Betrag etwas mehr als einem Drittel der Aus-
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Tab. 2 
Statistische Signifikanz der Strafverfolgungsindikatoren  
Straftaten gegen das Leben, die sexuelle
Selbstbestimmung und die körperliche 
Unversehrtheit (Gewaltdelikte)
Raub und Diebstahl (Eigentumsdelikte)
 Erwachsene Jugendliche Erwachsene Jugendliche
















Aufklärungsquote 33  0  33  0  88  0  55  11 
Verurteilungsquote 66  0  66  11  77  0  55  0 
Bewährungsquote  0  0 22 22 33 22 11  22 
Geldstrafenquote 0 0 – –  17 0 –  – 
Strafarrest-Maßregelquote – –  33  33 – –  44  0 
Länge  der Haftstrafe  11 22  0  0 33  0 11  11 
Anzahl d. Tagessätze  0 0 – –  17 0 –  – 
Quelle: Eigene Berechnungen.
Tab. 3 
Jährliche (angebotsseitige) Schadensreduktion durch permanente erhöhte Abschreckung




















Aufklärungsquote   22,8  22,1  0  15,0  155,2  49,4  264,5 
Verurteilungsquote 108,2 40,9  139,4  17,1  67,2  17,7  390,5 
Bewährungsquote 0  0  0  – 0,2  39,9  – 33,0 6,7 
Geldstrafenquote –  –  0  –  0  8,4  8,4 











Anzahl d. Tagessätze  –  –  0  –  2,9  0  2,9 
Aufklärungsquote   4,7  0  20  21,3  23,5  31,7  101,6 
Verurteilungsquote 3,3 2,9  10,6  9,9  14,4  2,6  43,7 
Bewährungsquote 0  2,5  – 10,0 – 2,0  0 7,8  –  1,7 












Länge der Haftstrafe  0  0  0  1,3  – 1,1  0 0,2 
 Summe  139,9  77,2  141,5  66,9  336,0  106,8 867,4 
a) Bei Erhöhung des jeweiligen Strafverfolgungsindikators um 10%-Punkte bzw. der Verringerung der Bewährungs-,
Geldstrafen- und Strafarrest-Maßregelquote um 10%-Punkte relativ zur Inhaftierungsquote.
Eigene Berechnungen auf der Grundlage der RegKrimDA sowie Fallzahlen aus BKA (2004) und Schadensangaben aus BKA
(2004), Miller, Cohen und Wiersema (1996) und Spengler (2004). Die fett geruckten Ziffern weisen nicht mit der Theorie in
Einklang stehende Kriminalitätszuwächse und damit Schadenserhöhungen infolge von Verschärfungen des Strafverfol-
gungssystems aus. Durch Rundungen kann es im Bereich der ersten Nachkommastelle zu Ungenauigkeiten kommen, die
dazu führen, dass die Spalten- und Zeilensummen nicht exakt den Summen der jeweiligen Zellen entsprechen.Forschungsergebnisse
gaben, die jährlich in Deutschland für den Strafvollzug ge-
tätigt werden, entspricht.) Leider muss die Analyse jedoch
die Antwort darauf schuldig bleiben, ob eine Intensivierung
der Strafverfolgung in der diskutierten Größenordnung volks-
wirtschaftlich auch tatsächlich sinnvoll ist (bzw. ob das ge-
genwärtige Niveau der Abschreckung vielleicht sogar zu
hoch ist), da keine Aussage darüber getroffen werden kann,
welcher Ressourceneinsatz nötig ist, um die Aufklärungs-
oder Verurteilungsquote einer spezifischen Straftat um ei-
nen bestimmten Betrag zu steigern (bzw. welche Kosten-
einsparungen im Strafverfolgungssektor bei einer Absen-
kung des Abschreckungsniveaus erzielt werden könnten).
Das größte Schadensreduktionspotential ist im Bereich des
schweren Diebstahls und der schweren und gefährlichen
Körperverletzung zu finden. Was den schweren Diebstahl
betrifft, müsste deshalb geprüft werden, zu welchen Kos-
ten die traditionell sehr niedrigen Aufklärungsquoten (< 15%
im Bundesdurchschnitt) gesteigert werden können und in-
wiefern die voranschreitende Praxis der Verfahrenseinstel-
lungen aus so genannten Opportunitätsgründen (d.h. Kos-
tengründen) seitens der Staatsanwaltschaften vor dem Hin-
tergrund der vorliegenden Ergebnisse tatsächlich opportun
ist. Bedenken hinsichtlich zu niedriger Verurteilungswahr-
scheinlichkeiten treffen in noch höherem Maße auf die schwe-
re und gefährliche Körperverletzung zu, da hier das gesam-
te Schadensreduktionspotenzial auf die Abschreckungswir-
kung dieses Strafverfolgungsindikators zurückzuführen ist. 
Schlussfolgerungen
Die Ergebnisse zeigen, dass insbesondere von den bei-
den ersten Stufen des Strafverfolgungsprozesses eine ab-
schreckende Wirkung ausgeht. So erhält man für die Auf-
klärungsquote in den Regressionen für Eigentumsdelikte
in 14 von 18 Fällen einen negativ signifikanten Koeffzien-
ten, der sogar in acht Fällen Signifikanz zum 1%-Niveau
aufweist. Im Falle der Aufklärungsquote wurden, sofern
dies entsprechende Teststatistiken anzeigten, Instrumen-
tierungen zur Berücksichtigung von Simultanitätsbezie-
hungen mit der abhängigen Variablen durchgeführt. Die
eindrucksvollsten Ergebnisse wurden jedoch für die Ver-
urteilungsquote erzielt. Diese erweist sich für Gewalt- und
Einkommensdelikte jeweils in 12 von 18 Spezifikationen
als hochsignifikant negativ (bei nur einem unerwarteten sig-
nifikant positiven Koeffizienten). Aufgrund dieses Ergeb-
nisses muss die verstärkt angewendete Praxis der Staats-
anwaltschaften, bei Eigentumsdelikten Ermittlungsverfah-
ren aus Opportunitätsgründen einzustellen – sprich von
Diversion Gebrauch zu machen –, kritisch hinterfragt wer-
den. Demnach wäre es – entgegen der Meinung weiter
Teile der deutschen Kriminologie – nicht ausreichend, dass
Tatverdächtige überhaupt in irgendeiner Form mit dem Jus-
tizsystem (d.h. mit der Staatsanwaltschaft) in Berührung
kommen, damit sie selbst oder andere von zukünftigen Ta-
ten abgehalten werden. Vielmehr bedarf es für eine wirk-
same Abschreckung offensichtlich einer konkreten Verur-
teilung des verurteilungsfähigen Tatverdächtigen. Dieses
Ergebnis erscheint vor dem Hintergrund der Annahme (zu-
mindest teilweise) rationaler Straftäter eigentlich gar nicht
überraschend; denn die Wahrscheinlichkeit für einen Tä-
ter, der einen schweren Diebstahl begeht, erkannt und
dann auch verurteilt zu werden (Aufklärungsquote x Ver-
urteilungsquote), betrug im Jahre 2001 im Durchschnitt
nur noch (0,13 * 0,29 =) 3,8% – im Jahre 1977 lag diese
Quote hingegen bei (0,20 * 0,43 =) 8,6%.
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